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Sitzungvom10 .Juli1931.
PräsidentDr. KolassaeröffnetdieSitzungum16Uhr45.
DieAbg.Ing .BiberundKollegenüberreicheneinedringlicheAnfrage,

inderausgeführtwird:DasGesethvom25 .Februar1931überdieEinhebung
einerAbgabeanlässlichderVerabfolgungvonNahrungs-oderGenussmitteln
hatschongelegentlichseinerBeschlussfassungdieschwerstenBedenkenaus-¬
gelöst. DieseBedenkenwurdennichtnurinderPresseundinVersammlungen,
sondernauchbeiderBeratungdesGesetzesimWienerLandtagsehrnachhal¬
tig zumAusdrucigebracht.SeitherhatdiewirtschaftlicheLagedervon
diesemGesetzbetroffenengewerblichenKreiseeineVerschlimmerungerfah-¬
ren ,welchedieWirkungderAbgabebiszurabsolutenUnerträglichkeitge-¬
steigerthat .UnterdiesendurchdiewirtschaftlicheKrisegeschaffenenVer¬
hältnissenmussdasGesetzüberdieNahrungs-oderGenussmittelabgabeauf
seine Zulässigkeit undfinanzielle Durchführungsmöglichkeitüberprüftwer- ¬

den ,diesnichtnurauswirtschaftlichenErwägungen,sondernauchausdem
GrundeeinergerechtenVerteilungderSteuerlasten.DieWirtschaftskrise
wirktsichaufderganzenLinieinfühlbaremSteuerrückgangenaus .Nurhin-¬
sichtlichderNahrungs-undGenussmittelabgabesolldiesezwangsläufige
Wirkungausgeschaltetsein ?RieseAbgabeist eineBesteuerungdesUmsatzes,
der in keinemanderenGewerbeeinenso scharfenRückgangerfahrenhat ,wie
imSchankgewerbe.DieseTatsachemussimErtragderSteuerihrenAusdruck
finden .Esgehtdahernichtan ,denStandpunktzuvertreten,dieNahrungs-und
GenussmittelabgabemüssedengleichenErtragvon1o ' 6Millionenbringen,
wie er noch vor Jahresfrist in Aussicht genommenwerdenkonnte .EineSteuer - ¬
gesetzgebung,die sichanVernunftundGerechtigkeithält ,darfandieser
Eatsachenichtachtlosvorbeigehen.DieWienerSteuerverwaltungkanndiesum
soehertun,alssie in ihremVoranschlagfür dasJahr1931ohnehindenEr-¬
tragderNahrungs-undGenussmittelabgenurmitSchillung3,650. 000
eingesetzt hatte .

EswirddieAneragegestellt :1.IstdieLandesregierungborcit ,demLand-¬
tageinGesetzzuunterbreiten ,wonachdieim5 .Absatzdes§2desGesetzes
überdieNahrungs-undGenussmittelabgabefestgesetztenAbgabesätzesowie
diedanachgeltendenApgabesätzefürGast-undSchankgewerbe,dieausschliess-¬
lichaufGrundeinerGastwirts-uderSpeisewirtschaftskonzessionbetrichan
werdenoderdie ,falls siwkeineKonzessionbesitzen,sichaufdensolchen
KonzessionenentsprechendenBetriebsumfangbeschränken,mitWirksamkeitvom
. August 1931um50 Prozent herabgesetzt werden ?2 .Ist derLandes- ¬
hauptmannbereit ,fürdiebereitsfälligenSteuerbeträgeausreichendeZah¬
ungserleichterungenzubgewähren.

DieAnfragewirdunterstütztundwirdnachErledigungderTagesordnung
Verhandlunggezogenwerden.9
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EswirdzurErlediguingderTagesordnunggeschritten.
St . R.Breitner berichtet über die Novelle zu demGesetze überdie

Versteigerungsabgabe .Ererinnertdanan ,dassindemjetzt bestehendenGesetz
überdieFeilbitungsabgabedemMagistratdieErmächtigungerteiltist ,un-¬
ter besonderenUmständenden Satz der Abgabevon7 auf 5 Prozent zuermässi-¬
gen ,Infolge der Verschlechterungder wirtschaftlichenVerhöltnisseseit dem
Jahre1926,indemdiesesGesetzbeschlossenwurde,ist dieZahlderkauf-¬
kräftigenSchichtenderBevölkerungsehrverringertworden.Esbestehtdaher
dieGefahr ,dassAuktionenundKunstgüterinsAuslandabwandernundumdem
virzubeugen ,soll demMagistratdie Ermächtigunggegebenwerden ,mitder
Feilbietungsabgabebisauf3Prozentheruntergehenzudürfen .DieInteressen¬
tenmeinen,dassdurcheinesolcheMassnahmesogarerreichtwerdenkönnte,
dassKunstgüterundAuktionenausfremdenStaatenzuunsnachWienherein-¬
kommen.VondieserErmächtigungsollnurindenunbedingtnotwendigenFällen
Gebrauchgemachtwerden .

Abg.Stöger( . . )bemerkt,dassdieMinoritätwiederholtschondie
HerabsetzungundunterUmständendieAuflassungderFeilbietungsabgabebe¬
gehrthat .ZögerndundvielzuspätwirddiesemberechtigtenWunscheRech¬
nunggetragen.VieleKunstschätzesindschonabgewandert,weildieVerstei-¬
gerungsabgabeinWienimGegensatzzumAuslandesehrhochist .DieEinwendung,
dassdieseApgabenurdieReichentreffe ,ist falsch ,dasehroftaltös-¬
terreichischerFamilienbesitzderVersteigerungverfallenist .DieMinorität
erhebtgegendieHerabsetzungderAbgabekeineEinwendungundbedauertnur
lebhaft ,dassdieseHerabsetzungnichtrechtzeitigerfolgte .Beidieser
GelegenheitgibtsieaberauchdemWunscheAusdruck,dassdieselbeErkennt-¬
nis,diedieseVorlageerzwungenhat ,je eherje besserzurNovellierungder
unsozialenHauspersonalabgabeführenmöge( Beifallbei der . . )

DasGesetzwirdin erster undzweiterLesungangenommen.
St. . SpeiserberichtetüberdiedritteNovellezumLehrerdienstgesetz-¬

Erbemerkt,dasGesetzhängtmitdenMassnahmenzusammen,diedieSchulter-¬
waltungzurEntlastungdesPersonalaufwandesimSchulweseninfolgedergegen¬
wärtigenVerhältnissedurchzuführengezwungensind . Esist inElternkreisen
indenletztenbeidenJahrenoftunnsenbemerktworden,dasszuBeginndes
SchüljahresUmschulungenhabens tattfindenmüssen,dassdieSchülerzahlen
derKlassenineinzelnenBezirkengestiegensindunddassauchWechselvon
LehrpersonenwährenddesSchuljahreshervorgerufendurchErkmnkungvon
LehrpersonendenSchulbetriebmanchmalgestörthaben.DiesemUebelstandkönn-¬
te ambestendadurchbegegnetwerden,dasswiedereinegrössereZahlvon
LehrernindenSchulbetriebeingefügttwürde.Dasist aberangesichtsder
derzeitigenfinanziellenLagederGemeindeunmöglichundesmusstedahervon
einerBstimmungdesSchulgesetzes,diefürsolcheNotzeitenbestimmtist
Gebrauchgemachtwerden.EstritteinemässigeErhöhungderWochenstundenzahl
derLehrereinundzwarhandeltessichnachdemBerichtederSchulbehörde
durchschnittlichumeineetwazweistündigeErhöhung.Dadurchwirdesmöglich
sein,dieSchülerzahlindenKlassenzusteigernunddieUmschulungen,soweit
siesichnichtausderNaturderSacheergeben,zuwermeidenundgleichzei-¬500
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tig aberaucheinegrössereZehrerereservefür Erkrankungsfällezuschaf¬
fen .DerUmstand ,dass die Vorlageim Einvernehmenmitder grösstenOrgani-¬

sation der LehrerschaftunddemVerbandeder städtischenAngestelltenein-¬
gebrachtwurde ,zeigt wohl ,dass die vorgeschlagenenMassnahmentragbarsind .
BeidieserGelegenheitwill ich denLehrern ,die damiteineMehrleistung

auf sich nehmen ,den Dankaussprechen ,BekanntlichhabendieSchulleiter
in früherenJahrenmebenderLeitungsgeschäftenauchUnterr ,ichterteilt .
DaswarnundircheinigeJahrenichtderFallunddassollnunindenZeiten
der Not wieder möglich werden .Eine wirkliche Auswirkung können diese Mass - ¬

nahmenaber nur dann haben ,wenn in der Zeit ,in der die Sparmassnahmen

notwendigsind -undwirhabenja ausgesprochen-dasswirsienuraufdie
DauerderNotwendigkeitaufrechterhaltenwollen-dieVolksschullehrerauch
in einzelnenGegenständenandenHauptschulenUnterrøichterteilen undzwar
soll . ." denVolksschullehrernfür jede Wochenstundean derHauptschule
eine kleineAnerkennung ,ein Betragvon20Schillinggewährtwerden .Zum
Schlussestellt St . R.SpeiserzweiAbänderungsanträge,dievomUnterrøichts -¬
ministeriumgewünschtwurden ,einen Antragzur Verdeutlichungin Artikel1
§164undeinenAntragauffolgendeneueFassungdesArtikels! :„Dieses
Gesetz tritt amersten Tage des seiner Hundmachungfolgenden Monatesin

Kraft .
Abg .HöppelerTE. . )sprichtzunächstseinBedauerndarüberaus ,dass

lieder Minderheitdie Vorlageso spät zugekommenist ,dass .ihr/Ueber¬
prüfungbis zur Ausschussitzungnicht möglichwar .Ein solchesVorgehenist
nicht loyal .Wasdie Vorlageselbst betrifft ,hat die Minderheitgegen
Sparmassnahmenin keinerWeiseenwaseinzuwenden .Sparmassnahmenaufdem
Gebietedes Schulwesensmüssenaber so geschaffensein ,dass derUnter-¬
richtserfolgin keinerWeisein Fragegestellt ist .Dasist bei denvorge-¬
schlagenenMassnahmennicht der Fall .Wennin demGesetzvorgeschriebenist ,
dassdieLeiteranVolks- undSonderschulendurch12Stundenin derWoche
zumUnterrichtherangezogenwerdenkönnenunddassihneneinezweitePer-¬
sonzurHilfezugewiesenwird ,sobestehengegendieseVorschriftzunächst
gesetzliche Bedenken ,da das Grundschulgesetz nur einen Klassenunterricht

kennt ,derdarinbesteht ,dassdergesamteUnterrichtvoneinerLehrperson
erteilt wird .In der Vorlagewird bestimmt ,dass die Personallehrlräf - ¬
te ,diedemSchulleiterzurHilfegugewiesensind ,auchzuSupplierungen
anänderenSchulenherangezogenwerdenkönnen ,in welchemFallederLeiter
dengesamtenUnterrichtübernehmenmuss .MitdiesenMassnahmenwerdenzwei
GrundsätzedesUnterrichtsverletzt ,„ derderKontinuitätundderderKon-¬
zentration .Auchgegen die Bestimmung,dass Volksschullehkräfte zurErtei - ¬

lungdesUnterrichtsanHauptschulenherangezogenwerdenkönnen,bestehen
die s chwerstenBedenken .Im§ 38 desReichsvolksschulgesetzesheisstes
ausdrücklich ,dass zur Erteilung des Unterrichts an Bürgermchulenjetzt
Hauptschulen ,nurLehrkääfteherangezogenwerdenkönnen ,welchesichmit
einemBefähigungszeugnisfür Bürgerschulenausweisenkönnen .Gegendiese
Bestimmungbestehen aberauch Rücksichten
Heuteist esschonschwer,einenStundenplanfürdieHauptschulenfestzu-¬
setzen .BeiderZuweisungvonVojksschullehrernwirddieErstellungeinesStundenplanes technisch nicht durchführbarsein .501
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IchhabedenEindruck,als wolltemanmitdieserVorlagedenStadtschulrat
blamieren.DieFolgewirkungendieserVorlagewerdensichbemerkbarmachen,
die Beschwerdenaus Elternkreisenwerdensich häufen ,Wowarenbei derBera¬
tungdieserVorlagedieFachleutevomStadtschulrat ?DieLeute ,diederVor¬
lagezugestimmthaben ,lebenaufdemMond. WirsindzugemeinsamerBeratung
über Sparmassnahmenauch auf demGebiete des Schulwesensbereit ,warnenaber
rechtzeitig vor den Wirkungen ,die die Vorlagenachsich ziehen wird . Eskönn- ¬
tenganzandereSparmassnahmenergriffenwerden.Ichverweisenuraufdie
unentgeltlicheVerteilungderLernmittelanReicheundArme,anBesitzlose
undKapitalisten.Dasist überdemokratisch.IchverweiseauchaufdasKapitel
derDoppel- undDreifachversorgeraufdemGebietedesSchulwesens.DieseDop-¬
pelversorgungenbelastenauchdie Pensionskasseauf das schwerste . DerVor¬
lageist derUnverstandPategestanden.Ihnenundunsist dieSchuleheilig
unddie Kindersind uns kostbar .ImInteresse der Schuleundder Kinderdarf
mankeinesolchenExrerimentemachen.SolcheMassnahmensindnurgeeignet,
die Unruhean den Schulen und in der Elternschaft zu steigern,weshalb ande- ¬

re Sparmassnahmenerwogenwerdenmüssen .Wirsindgrundsätzlichnichtgegen
die Vorlage über die Aenderungdes Religionslehrergesetzes . Wirbefürchten
nur ,dass die Religionslehrer weiteren Schikanenausgesetzt werden .Ausdie¬

serBefürchtungherausmüssenwirauchdieserVorlageunsereZustimmungver-¬
weigern .( Beifall bei der . . )

Abg .Schlösingererklärt ,dass eine allzumechanisierende
AuffassungdesSchulbetriebeszuderVorlagegeführthabe. Wirverschliessen
uns nicht der Notwendigkeitvon Sparmassnahmenim Personaletat ,dochdürfen

die MassnahmenderSachenichtschaden .DieRednerinsprichtausführlichüber
die VerwendungvonVolksschullehrernan Hauptschulenundführt aus ,dasssich
dieVolksschullehrergegeneineVermehrungihrerStundennichtwehren,wenn
es sich umden Unterricht in der eigenen Klasse handelt . Eshandelt sich aber

umdie Einstellungin eine andereSchültype ,auf die die Lehrersichnicht
eingestellt haben . Jetztwird den Lehrernzudiktiert ,ihr müsstan derHaupt-¬
schuleUnterrichtgeben .Dabeifragt manabernicht ,welcheMethodederPer¬
sönlichkeit des Lehrers angepasst ist .Die Lehrerschaft wird dieArbeitser¬
höhungauf sich nehmen ,die Arbeitsfreudigkeitjedochwirddarunterleiden .
DasmussdenUnterrichtwesentlichbeeinträchtigen .DadieVolksschullehrer
an denHauptschulennurimSchreiben ,GesangundTurnenunterrichtenwerden,
werdensie denKinderngegenüberals "Minderqualifizierte"erscheinen .Be¬
rücksichtigtmandadie heutezubeobachtendeVerhetzungder Kindergegen
die Lehrer ,so mussmanbefürchten ,dass dieser Zustandzu misslichenVerhält -¬
nissenführenwird . Dazukommtnoch ,dasszunächstunterder LehrerschaftMas¬
senversetzungenvorgenommenwurden ,dannMassenumschulungenvonKinderndurch¬
geführtwurden,allesDinge ,diedenUnterrichtschädigen.Undnunmüssen
die Lehrer von Schule zu Schule wandern .Das alles kann weder der Schule noch

derSchulreformdienen .AnderSchulemüsstemanganzzuletztsparen ,undwenn
manüberhauptspart ,dannaufeinemGebiet ,dasdenSchulbetriebnichtschädigt.502
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DieRednerinverweistaufdieGemeindewache,diesie in Wienals ganzüber-¬
flüssigbezeichnet .Abg .Schlösingersprichtdannüberdie LagederJunglehrer,
wobeisie ausführt ,dass seit 1919erst 170Junglehrer angestellt wurden.
2000bis 3000Junglehreraber sind brotlos .DieVorlage ,schliesst dieRedne-¬
rin,trägt den Geist der Lehrerfeindlich keit ,weshalb wir sie ablehnenmüssen .
( Beifall bei der . . )

widerlegtIn seinemSchlusswort StadtratSpeiserdieEinwände,
die gegendie Vorlagecrhobenwurden .Er erklärt ,dass die Vorlageausder
harten Notwendigkeitder Zeit geborenwurdeunddie Massnahmen,die inWien
getroffenwerden ,weitgeringfügigersind ,als die in anderenLändern .InBer-¬
lin zumBeispiel beträgt die Lehrerdienstverpflichtung bis zum30. Lebens- ¬
Hahr 30 Stunden wöchentlich ,bis zum 50 . Lebensjahr 29 Stunden wöchentlich

und nach dem 50 . Lebensjahr 27 Stunden wöchentlich .( Beifall ) .

DasGesetzwirdin erster undzweiterLesungbeschlossen .
Stadtrat Speiser berichtet nun über die Abänderungdes

Gesetzes betreffend die Entlohnungder Religionslehrer anöffentlichen
Volksschulen .Die vorgeschlagene Aenderungdes Religionslehrergesetzes ist
eine notwendigeErgänzungder gleichzeitig beantragtendritten Novellezum

Lehrerdienstgesetz .Die Aenderungschafft die Möglkchkeit ,dieLehrverpflich¬

tungdermitjährlichenGehaltsbezügenangestellteneigenenReligkonslehrer
an das jeweilsgesetzlichfestgesetzteMindestmassderLehrverpflichtung
der Wiener Hauptschullehrer anzugleichen .In allen Bundesländern sind die
definitiven Religionslehrer in ihrer Lehrverpflichtung denHauptschullehrern
gleichgehalten und es war dies auch nach dem nun zu novellierenden Religi¬

onslehrergesetz von 1917 der Fall ,doch unterblieb die durch das neue Wiener

Lehrerdienstgesetz von1923in diesemPunktenotwendiggewordeneNovellie -¬
rung des Religionslehrergesetzes bis jetzt . Durchdie vorgeschlagene Novelle

wird der Zustand der gleichen Lehrverpflichtung für definitve Religions¬
lehrerundHauptschullehrerwiederhergestellt.

ZurVorlagesprichtAbg. Schlösinger.Sieerklärt ,dassdie
katholischen Religionslehrer gegendie Erhöhungder Stundenzahlansich
nicht Stellung nehmen . Eshandelt sich aber umeine Diensteinteilung ,die
einen geregelten Unterricht ausschliesst .Dadie Religionslehrer anver¬
schiedenen Schulen werden wirken müssen ,wird die Erhöhung der Dienststun¬
den auf schwere Hindernisse stossen . Diekatholischen Religionslehrer wer¬

den das Opfer ,das Sie ihnen zumuten ,gewiss gerne tragen ,aber der Unter¬

richt wird darunter zu leiden haben .Mit aller Entschiedenheitwerdenwir
uns dagegen wenden ,wenn vielleicht im Zuge der Massnahmen die Religions¬

stunden vom Vormittag auf den Nachmittag verlegt werden würden .( Beifall

bei der . . ) .
Stadtrat Speiser repliziert kurz auf di Ausführungender

Abg .Schlösinger,woraufdas Gesetzin erster undzweiter Lesungangenommen
wird .
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EsgelangtnunmehrdiedringlicheAnfragederAbg.Biber

und GenossenzurVerhandlung.

DieAnfnagebegründetAbg .Biber, derausführt ,dassdieEr-¬
regung unter den Gastwirten berechtigt ist und manschleunigst Abhil - ¬
fe und Erleichterung schaffen müsse .DasGesetz die Nahrungs- oderGe¬
nussmittelabgabeberuhtaufeinerganzfalschenKonstruktion .Eswirddurch
dasGesetzbestimmt,dassdieAbgabeeinenbestimmtenErtragliefernmuss,
undzwarohneRücksichtauf die wirtschaftlichenVerhältnisse .Dasist ein
DingderUnmöglichkeit,undwirhabenschonanlässlichderBeratungdesGe¬
setzesdaraufmitallemNachdruckverwiesen .Nunzeigtes sichpraktisch,
dass die Abgabewirklich nicht so viel trägt ,als der Gesetzgeberverlangt
hat . EinandererMangeldesGesetzesist auchdie Skala . Eswerdendavon
gerade die mittleren Betriebe ganz aussergewöhnlich schwer betroffen .Sol¬

chemitglereBetriebemüssenjetzt dasZweifacheundDreifachederAbgabe
leisten ,als nachdemaltenNahrungs-oderGenussmittelabgabe-Gesetz.Wir
habeneine Skala vorgeschlagen ,undsie hätte den Ertrag nichtgeschmälert
DochunsereVorschlägehabenSienichtangenommen.Esist unmöglich,eineb
SteueraufdemUmsatzaufzubauen.Eswurdepgemacht,alle NotrufederWirt-¬
schaft wurdennicht gehört .DieLageder Jastwirtsbetriebe ist geradezu
katestrophal . DerBierkonsumist um35ProzentzurückgegangenundderWein¬
konsumumzehnProzent .DaBierundWeindieeinzigenVerdienstmöglichkei-¬
ten der Wirtesind,ist durchdenRückgangdes KonsumsdieVerdienstmöglich-¬
keit der Wirte gewaltig eingeschränkt worden .Stadtrat Breitner mussteschon

mit Zwangsverpachtungenvorgehen,umdie Steuern hereinzubringen .Wirhaben
unlängst den Kredit des städtischen Brauhausesumfünf MillionenSchilling
erhöhen müssen ,weil dasBrauhaus

gezwungenist,so viele Krediteandie Wirtezugeben ,dassesmit
seinemBetriebskapital nicht mehrauskommt .Es werdenbei derNahrungs- oder
GenussmittelabgabeauchKontrollmassnahmenangewendet ,dieverletzendwirken.
Es ist unbedingtnotwendig ,dass Stadtrat Breitner seinen OrganendenAuf¬
trag gibt,bei denKontrollmassnahmenmit der grösstenRücksichtvorzugehen .

denDer Brief des Stadtrates Breitner an die Gastwirte wirktdurch Stolz ,Mvgihtden Stadtrat Breitner in demSchreiben ,aufreizend .Der Briefist
aucheine deutlicheEinladungan die Arbeitlslosen ,sich amEigentumzuver¬
greifen .( Abg .Nachtneben :DenArbeitslosen wollen Sie die Unterstützungweg- ¬

nehmen,dieArbeitslosensmllenaucham1,AugustmehrZinszahlen! )Ichsage
Ihnen ,dass es den zugrundegegangenen Gastwirten viel schlechter geht als

denArbeitslosen ,denndie zugrundegegangenenGastwirtebekommenkeineAr¬
beitslosenunterstützung .Wirappellierenan denFinanzreferenten ,unsere
Vorschläge anzunehmen und die Abgabesätze auf die Hälfte herabzusetzen

undfür bereits fällige SteuerbeträgeZahlungserleichterungenzugewähren.
Es ist ein wirklichesEdend ,das die Gastwirtschaftenbetroffenhat ,unddie -¬
sem Elend muss eine Hilfsbereitschaft gegenübergestellt werden .( Beifall
bei der . . ) .
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Abg.Prever( . . ) :SeitdemBestandderAbgabesinddieFolgen

inderfurchtbarstenWeisefühlbar .DasGastgewerbehatdieBetriebestark
reduziert.DadurchsindauchvieletausendegastgewerblicheBedienstetebrot-¬
losgeworden.AuchinderjüngstenZeithabenwiedereinigegrössereBetriebe
ihre Pforten geschlossen .Vonden Betriebseinschränkungen gar nicht zureden .
Esist vonderGemeindeverwaltunggrundfalsch,wennsiedemGastgewerbe
alle Steuernauflegt ,die sie braucht .Mankannsichdochnichtnureinen
Gewerbestandaussuchen,umsichdieerforderlichenGelderzuholen .Durch
diese Steuerpolitik wurdedas Elendunter denGastgewerbeangestelltenso
unglaublichverstärkt .DieGemeindeverwaltungwill aufKosteneinesStandes
Steuerpolitikmachen.Dasist unsinnig .DassdieAbgabein dergegenwärtigen
Formunhaltbar ist,zeigt der Rückgangdes Ertrages ,der für März158. 000
Schillingbeträgt .Am30 .Juni wardie Zahlder ArbeitslosenimGastgewerbe
in Wien. 111.Dasbeweist,wieselbstin dergegenwärtigengutenSaison
dieArbeitslosigkeitin diesemGewerbeangewachsenist .Angesichtsdieser
Tatsachenist es durchaus nicht verwunderlich ,dass die Gastwirteverzweifeln
undan alle möglichenDingedenken .AberdasSchreibendesStadtrates
Breitnerist keintauglichesMittel,umdiesesofurchtbarerregtenLeutezu
beruhigen.IndemBriefwerdendieArbeitslosenaufgehetzt,hingeführtzum
wiederaufgebautenJustizpalastundeineWiederholungdesberüchtigten1 .
Dezemberabgedroht .Dasist derreinsteBolschewismus( lauterBeifall).

WirhabenbeiderBeratungdesGesetzesgegendieSkalaStellung
genommen,aberunsereAnträgewurdenabgelehnt . HättemanunsereSkalaange-¬
nommen,dannwäreeine ganzbedeutendeLinderungder Abgabeeingetreten .Auch
die sozialdemokratischenGehilfenhabeneinesolcheAenderungverlangt .Auch
ihrenWünschenwurdenichtentsprochenundnunsehenSiediefurchtbarenAus¬
wirkungenIhresGesetzes.DabeihabenSienochimmerMöglichleitenzusparen.
BauenSieendlichdieGemeindewacheab .DableibenIhnen4,000. 000Schilling,
dievonderNahrungs-undGenussmittelabgabeabgezogenwerdenkönnten.

Abg .Jenschick: Werdendie Hausherrenam1 .AugustaufdieZins-¬
erhöhungverzichten? ( StürmischerBeifall bei derMehrheit) .

Abg.Preyer:LesenSiedieletzteNummerdesamtlichenOrganesdes
HerrnStadtratesWeber„DieWohnung",inderbereitsfürdieGemeindehäuser
dieMietzinserhöhungangezeigtist .( LebhafteHört' HörtrufebeiderMinder-¬
heit ) . Siekönnenohneweiters300. 000Schillingersparen,wennSiederWök
dieKapitalserhöhungstreichen,dienurdemGastgewerbeschadet. Wirfordern
die Ermässigungder Abgabeumdie Hälfte ,weil nur dadurchverhindertwird ,
dassnochgrösseresElendin dieKreisedesGastgewerbesgetragenwird.
( LebhafterBeifallbeiderMinderheit).

Abg .Dr .Wagner( . . ) : Esist notwendigeinmalzusagen ,dassStadtrat
BreitnereinevollständigfalscheEinstellungzumGastgewerbehat .SeinBrief
soll zeigen ,dasses sich bei denGastwirtenumPrivateigentümerhan - dle ,die
keineSteuerzahlenwollen .Dasist aberganzunrichtig .DieseSteuerist so
unglückseligkonstruiert ,dassderGastwirtumsomehrzahlenmuss,jeschlechter
dasGeschäftgeht . EshandeltsichhiergarnichtumeineFragederWirte,
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sondernumeine Frageder WienerVoikswirtschaft ,HieserBriefkannkein
Endefür dieAktiondesGastgewerbessein,weilmandocheinederartunsinnige
Steuer bravenGewerbetreibendennicht vorschreibendarf,sollen sienicht
zugrunde gehen .Beim Gastgewerbe handelt es sich um mehr als 50 . 000Menschen .

Ist es Ihnenauchbewusstgeworden,dassdieserBriefauchandiegastgewerb¬
lichen Angestelltengerichtet ist ?DiesePolitik ist schuld ,dass immergrösse -¬
re Massenin dasElendder Arbeitslosigkeitgestürztwerden .DerBriefstellt
eine Hetze dar ,die in Oesterreich schon wiederholt politische Leidenschaften

entfesselt hat ( Beifall bei der Minderheit ) .Es entspricht auchnicht derWürde
des Stadtrates Breitner ,so zu schreiben .Hier handelt es sich umoffeneDro¬
hungenundeinerderhöchstenBeamtendiesesStaatesdarfnichtsoreden.
Manmussbedauern ,dassdie DemokratisierungdesBeamtentumsnichtauchmit
einer Hebungdes Verantwortungsgefühlsverbundenist .WennauchStadtrat
Breitner zu dem Antrag Nein sagen sollte ,was zu erwarten ist ,so wird das

Problemdie WienerGastgewerbetreibendenzu retten ,weiterhinfür denWiener
Landtagund den WienerGemeinderatbestehen .Dennmit der Blüte oderdem
NiedergangdesGastgewerbestandesist auchdasSchicksaldesFremdenverkehrs
verknüpft .Nunnochdie Erwähnung;Ist der Fall desStadtratesBreitner
ein Einzelfalloder zeigt sich darin eine Aenderung der Gesinnung

dersozialdemokratischenPartei .Wirhabenes in denletztenvierJahren
mitFreudebeobachtet ,dassdie sozialdemokratischeParteidasDrohenmit
Abstruktionundmit Streiks eingestellt hal .Manmerktnunschonseit
einiger Zeit aus der sozialdemokratischenPresse ,dass nunwiedermitdem
VerhandlungsterrorundmitDrohungenvomTerrorderStrasseoperiertwird.
Vielleichtglaubtmanda,aufdie Uneinigkeitin dennichtsozialdemokratischen
Kreisenspekulierenzukönnen .IchmöchtevordieserTaktikwarnen .Siewäre
das beste Mittel ,umdas ganze Lager gegen die Sozialdemokratieeisenfest

zusammenzuschmieden,wennwir vor der Gefahrstehen ,dass wir wiedereinem
Minderheitsterrorausgesetztwerden .DasSchreibendes StadtratesBreitner
zeigt ,dasssichdie Sozialdemokratienichtvomwirtschaftlichensondernnur
vondoktrinären Parteigrundsätzenleiten lässt .WennvomBesitz derGewerbe¬
treibendendieRedeist ,sowissenwir ,dassdas/Betriebskapitalist ,das
nicht weggesteuertwerdendarf .Wirwerdenfür die AnträgedesStadtrates
Biber stimmen .( LebhafterBeifall bei der . . )
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St. . Breitner: Ichwill michin die theoretischeEröterungnicht

einlassen ,ob bei möglichen Steuerherabsetzungen gerade eine Halbierung
derNahrungs.oderGenussmittelabgabeanersterStellestehenwürde .Ichkann
deshalbvoneiner solchenPrüfungganzabsehen ,weilauchnicht dieleistes -¬
te Möglichkeitfür die allerbescheidensteErmässigungder Nahrungs .oder
GenussmittelabgabeodersonstirgendeinerGemeindesteuerbesteht .Umdies
zu rechtfertigen ist es notwendig ,den derzeitigen Stand derGemeindefinan-¬
zen auf Grund der bisher vorliegenden Halbjahrsergebnisse zu schildern .Ich

habeschoneinigeMaleGelegenheitgehabt,indiesemSaåledarzulegen,dass
die Gestaltung der Gemeindefinanzeneine so ungünstige gewordenist ,wie
dies überhauptnochnicht der Fall gewesenist .DieNotderöffentlichen
Verwaltungenisteine allgemeine .DieTatsache ,dassderBundeinenausseror¬
dentlich hohen ,auf einige hundert Millionen geschätzten Fehlbetrag in seiner

Gebarungzugewärtigenhat ,derUmstand,dassfastalleösterreichischenGe-¬
meindensichin eineräusserstbedrängtenLagsbefinden ,wiesie

machtesklar ,
dassdieVerhältnissebeiderGemeindeWiennichtnennenswertanderssein
können. Wirhabennochdazudie schwerenEinbussen,welchedieVerkürzung
WiensbeiderAbgabenteilunggebrachthat,unddiefürdienächstenJahre
80MillionenSchillingausmachen.Diesabernurdadurch,dassuns2000Woh-¬
nungenausderBundesaktionzugebilligtsind ,undwirunsereAusgabenauf
diesemGebietedadurcheinschränkenkonntensowiedadurch ,dass ebengerade
diein RedestehendeNahrungs-oderGenussmittelabgabevon ' 6auf10' 6
MillionenSchilling umgeformtwordenist . Wennalso der Antragstellerdavon
spricht ,dass die Gemeinde in ihrem Budget für die Nahrungs -oder Genuss - ¬

mittelabgabeja bloss ' 6Millioneneingesetzthat ,dannwirder beider
PrüfungdesBusgetsaberaushfinden ,dasswirdieAbgabenertragsanteileum
39Millionenhöhereinsetzendurften ,alsesnunnachderAenderungder
Apgabenteilungder Fall ist .Die allgemeine Verschlechterung derWirtschafts -¬

lagekommtnochzudieserschwerenEinbussedazu ,diefürsichalleinschon
einegenugschwerzubewältigendenAufgabegeschaffenhätte .BisaufdieFeu-¬
erversicherungsabgabeunddie Konzessionsabgabe,die imerstenHalbjahre
dieganzunbedeutendeMehreinnahmevonzusammen100. 000Schillingzeigen,
bleibenalle anderenGemeindesteuernganzausserordentlichhinter demPräli¬

minare zurück .Unter der Annahme ,dass das zweite Halbjahrnoch
eine Berschlechterung bringt ,ist der Fehlbetrag bei denGemeindesteuern

27 gAotl fge de dMekehe
mit nicht wenigerals MillionenSchilling zu gewartigen .Ich mussdabei
insbesondere auf die geradezu unerträglichen Verhältnisse bei derBier¬

steuervereisen .DieAbgabevon6 Schillingfür denHektolitersollteeine
BedekkungfürdieBeitragspflichtWienszudenNostandsaushilfenundzurAl-¬
tersfürsorgeliefern .Wirhabenin denersten5 MonatendiesesJahresdafür
andenBund6,hoh . 000Schillingzahlenmüssen ,anBiersteueraberbloss
3,160. 000Schillingeingenommen.EsergibtsichalsoeinFehlbetragvon
3,244. 000Schillingin 5 Monaten.Wienist späterhinbekanntlichnochgenötigt
worden,eineBiersteuervon ' 80SchillingfürdenHektolitereinzuführen
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dieals sogenannterHärteausgleichdenanderenLändernundGemeindenabge-¬
liefert werdenmuss .Eswäreschonbösegenug ,wennmaneineSteuer ,diedie
Wienerzu zahlenhaben ,nicht für Wienverwendendarf .Manhat sichdamit
aber nicht begnügt ,sondern zwingt Wiennoch ,über den vollen Ertraghinaus

einverbürgtesMinimumzuzahlen .DasErgebnisdieserzweitenBiersteuerwar,
in denersten5 Monaten2,006. 000Schilling ,wägrendalsHärteausgleich
2,708. 000Schillingabgeführtwerdenmussten,Wienist alsogenütigtgewesen,
überdieseBiersteuerhinausweitere702. 000Schillingausseinensonstigen
SteuerndenLändernundGemeindenzuschenken.DieAbgabenertragsanteileha-¬
bennichtnureineSchmälerungdadurcherfahren ,dassdieTeilungsschlüssel
bekanntlichzumSchadenWiensgeändertwurden,sondernauchdadurch,dassdie
SteuereingängebeimBundweitausniedrigersind ,als der Finanzministerver-¬
anschlagthatte .NachdenbisherigenErgebnissenist ganzabgesehenvonder

dreizehnSchmälerungdurchdie Abgabenteilungmit einemAusfallvonrund .
MillionenSchillingnachdemVerlaufdeserstenHalbjahreszu

rechnen. WirhabenalsoeinMinderergebnisbeidenGemeindesteuernvon21
Millionen ,bei denEbgabenertragsanteilenundEinhebungsgebührenvon
13Millionen,zusammenalsodieungeheureSummevon34Millionen.Zugleicher
Zeit aber steigen die BeitragsverpfkichtungenWienszurArbeitslosenunter -¬
stützung unddie Ansprüchean dengesamtenFürsorgeapparat.

Da das Gemeindebudgetohnehin schon mit einem sehrerheblichen
Defizitgerechnethat ,ist es unmöglich,nochdiese34Millioneneinfach
zuwahhsenzulassen .EsmüssenvielmehrimHaushaltderGemeindeschwere
Einschränkungenerfolgen .Soweitdie AbstrichesichaufdenSachaufwandbe¬
ziehenhabensie leider die schrecklicheWirkung,dassdadurchdie Zahlder
Arbeitslosenwiedervermehrtwird .AbgesehenvonNotundElend ,diedadurch
in die Familiender Betroffeneneinziehen ,wergibt sich rein fiskalisch be¬
trachtet ,dassdieseNichtbeschäftigungvonArbeiterndenErtraganFür-¬

sorgeabgabe schmälert und die Beitragspflicht für dieArbeitslosenunter -¬

stützungerhöht .SelbstverständlichwächstdamitauhderAndrangzuall
denWohlfahrtseinrichtungenderGGemeinde.DiesederGemeindeaufgezwungenen
Sparmassnahmensindalsogewissvomvolkswirtschaftlichenundmenschlichen
Standpunktetief zu beklagen .JedwedeSchmälerungeines Steuerertrageshat

aberselbstverständlichdieWirkung,dassaufdiesemWegenochweitergegange
werdenmuss .DieNahrungs-oderGenussmittelabgabehatin denerstendrei
Monaten2,359. 000Schillinggetragenstatt2,650. 000Schilling.Wenndie
restlichennuenMonatedesJahresnichteineAenderungbringen,würdesich
eineNachzahlungvon10ProzentergebenundjenerunvernünftigeZustand
derNahczahlungeneintreten,vordemichseinerzeitvergeblichdenFinanz-¬
ministergewarnthabe .Ausalle demGesagtenist esselbstverständlich,
dassichmichgegendiebeantragteSteuerermässigungvollkommenablehnend
verhalten muss .

Ichhabees für notwendigerachtet,angesichtsderDrohungenmiteinem
SteuerstreikineinemwohlüberlegtenSchreibenandenVorsteherderGenosser
schaft der Gastwirte eindringlichst davor zu warnen ,den BodendesGesetze
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zu verlassen .Ich habevondiesemBrief gar nichts zurückzunehmen .( Leb¬
hafterBeifallbeiderMehrheit )Wenndemgegenüberheuteeinbürgerliches
Abendblattschreibt ,dassderFinanzreferentderGemeindesichsogeäussert
habe,alshättenichtdieSozialdemokratieselbstdenBegriffdesStreiks
sanktioniert,somusseinesovölligeVernennungdesTatbestandesErstaunen
hervorrufen. Esist dochwahrhaftigüberflüssigdarzulegen,dasszwischen
einemStreikvonArbeiternzur Verbesserungihrer Lohnverhältnisseund
einem Steuerstreik ,dessen Veranstaltung vomStrafgesetz mitschwersten
Strafengeahndetwird,einVergleichgarnichtmöglichiist .Esist aberein
sehrgefährlichesBeginnen,beiSteuerträgerndieMeinunghervorzurufen ,als
ob die Verweigerungder Steuerzahlungmit demselbenRechterfolgendürfe ,
mit welchemetwaArbeiter oder Angestelltedie Arbeit in einemBetriebnie - ¬
derlegen .AusmeinemBrief eine Einladungan die Arbeitslosen herauslesenzu

wollen,wäreganzfalsch .DerBriefwærnichtsanderesalseineernsteMahnung
nicht bloss an die Gastwirte,sondernan alle Besitzendendieser Stadt ,doch
auchandieErbitterungundVerzweiflung,die in denArbeiterviertelnvon
ganzOesterreichherrscht ,zudenken .( LebhafterBeifallbei derMehrheit).
WenndieBesitzendenwüssten,wiedieStimmungindenArbeiterviertelnist ,
wiewiralsVerwalterdieserStadtdemWinternichtnurbeiuns,sondern
auchimDeutschenReicheentgegenbangen,müsstensie sichsehrwohldavor
hütenvorallem ,wasirgendeineVerleczungvonGesetzenbedeutet ,damüssten
sie sich aber hüten ,Gesetzezu beschliessen ,die eine ErhöhungderBrot-¬
undMehlpreisezurFolgehabenoderes bei derErhöhungderMietzinsezube-¬
lassen ( StürmischerBeifall bei der Mehrheit ). SolcheGesetzentwürfesind
ja eine Schädigungaller Gewerbeund auh des Gastgewerbes . Esist zuerwar - ¬
ten ,dassdiekühleUeberlegungauchbeidenabgabepflichtigenWirtenden

Sieg über die Unvernunftdavontragenwird .Jedenfalls wirdder Magistratalle
Versuchen,sichderSteuerpflichtzuentziehenmitdenihmzuGebotestehende

Machtmittelnenergischestentgegentreten(StürmischerBeifallbeiderMehrhei
Abg .Kunschak :Das frühere Gesetz gewinnt gar nicht anBedeutung

und Rang gegenüber dem heutigen Gesetz im Hinblick auf die Ausdehnung .Im

Gegenteil.DurchdieschrankenloseAuswirkungdesfreienErmessenshatdas
alte GesetzeinenSteuerertragvon18Millionengebracht,währendjetztnicht
mehr als 10 ' 6Millionen eingehoben werden dürfen .Aber auch dieser Betragwur

der Gemeindenicht vorgeschrieben ,sie konnte auch weniger eirheben .DieSkala

ist schlecht .Daherhabeich selbst bei der BeratungdesGesetzesbeantragt ,
es mögedieSkalaüber5 Prozenthinausgehen .Ichhabemichverpflichtet

auf die Regierungeinzuwirken ,dass sie dagegenkeine Schwierigkeitenmacht .
AberStadtrat Breitner hat sich in scheuer Erfurcht vor demFina. nzminister
an diese 5 Prozent als Höchstgrenzegebundenerachtet .Freilich höötteunsere

SkalanureinenErtragvon ' 6Millionengebracht .Wennalsoheutefestge-¬
stellt wordenist ,dass die Misstimmunggegendas Gesetznochgrösser ist als
früher,soergibtsichdaraus ,dassdieSteuerverfehltist . Entscheideendbei
derganzenSacheist natürlichderRückgangdesKonsums,dernurzuwergleich
ist mit einer Elementarkatastrophe . Wirhaben da nur einen Grundsatz :Diese

Abgabemussüberhauptverschwinden .DaswarimmerunserStandpunkt.509
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WirhabenaberunseregrundsätzlicheEinstellungin die Schubladegelegt
undverlangenheutegarnicht ,dassfürdieexlegeBetriebe ,dieSanatorien,
Hotels ,Buffetsetwasgeschieht ,sondernfürdenKreis ,derammeistenunter
dieserKrisezuleidenhat .In derVersammlungderGastwirteist diesesLeiden
elementarzumAusdruckgekommen.Wennsich eine Frau ,die früher in denbesten
Verhältnissen war ,die Kleider hera breisst ,dann ist dieser Stimmungsaus - ¬

brucheinZeichen ,dassAnlassgibtdarüberernstnachzudenken.Wirwissen
längst schon ,dass auch bei der Gemeindedie Zeit vorüber ist,in denenzü¬
gellosausdemVollengewirtschaftetwærdenkann .Daherhabenwirauch
nichtbeantragt,dassdieAbgabevollständigzubeseitigenist,sonderndass
sieaufdieHälfteermässigtwerdensoll .Schliesslichmussaberdochgesagt
werden ,dassdie Gemeindefrüherviele MillionenzudenKostenderArbeits-¬
losenunterstützungbeigetragenhat .Davonist sie nunbefreitundsie hatnur
für dieNotstandsunterstützungeneinenBeitragzuleisten .Dazahltsiejetzt
vorübergehenddrauf .Aberauchdasist nichtwahr ,wennmanbedenkt ,dassdurch
die NotstandsunterstützungsehrgrosseErsparungenbei derArmenfürsorge
erzielt werden .Stadtrat Breitnerhat heutesich voll zu seinemSchreibenbe- ¬
kannt .Damussichfeststellen ,dasssoeinMannschreibt ,dersdieBrandfackel
bereitsinHändenhat(StarkerBeifall),nichtumdamitselbstBrandzustiften ,
sondern sie : .Desperados in die Hand zu geben .Der Brief istvgeeignet

zu zünden . Wirkennen die StimmungderArbeiterschaft
Abg .Eisinger: DarumerhöhenSie die Zölleauf LebensmittelunddieMieten!

Abg .Kunschak: Wirkönnensagen ,dassdie NotundVerzweiflungderArbeiterschaft
andieFenstereinerHernalserwohnungmehrpocht ,als aufdemSchmerling¬
platz . Wirkönnendahernurlebhaftbedauern,dassStadtratBreitmereinen
solchenBriefnicht nurgeschrieben ,sondernsich in öffentlicherLandtag¬
sitzungin einersolchenWeisedazubekennt.Erist damitvomsachlichen
Piedestahlin denSumpfdesplumpenVersammlungsdemagogenherabgestiegen(Bei-¬
fall bei der MinderheitundstürmischePfuirufe bei derMehrheit) . St

St. . Breitner :Auchdurchdie masslosenAngriffeder Abg .Kunschak
und Biber werdeich mich in meiner Sachlichkeit nicht behindernlassen . St- ¬
R .Kunschakhatselbstzugegeben,dassseineSkalaviel wenigergebrachthätte ,
als diedesMagistrates. WasdenFallderGastwirtinanlangt ,denHerrKun¬
schakvorgetragenhat ,sei festgestellt ,dassdieseFrau . 600SchillingSteuer-¬
schulden hat .Für sie ist aber das neue Gesetz ein grosser Vorteil ,dasie

jetzt nur70Schillinggegenüberfrüher300SchillingimMonatAbgabezu
zahlenhat .DieseSteuerträgerinist eineschwerherzleidendeFrauundmansieht
daraus nur zu welchenmasslosenUebertreibungensolche Versammlungenführen .
WasmeinenBrief anlangt ,so möchteich in aller Ruheerkkären ,dassesnicht
vonder Lageeiner Wohnungabhängt ,welchesGefühlmander NotlagederArbei-¬
terschaftentgegenbringt.ImübrigenentsprichtesnichtmeinemWesenso
zureden,wiemeineVorrednerundichbleibedaherauchhierdemHerren
KunschakundBibersehrgerhedieAntwortschuldig.(StürmischerBeifall).

Abg .Kunschak: DieFrau ,vonderhiergesprochenwurdehatheute
3600SchillingSteuerschulden,währendsiefrühereinewohlhabendeGastwirtin
gewesenist .Daszeigtdechambesten,wiesie durchdie übermässigeBesteuerung
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herabgekommenist .DieHerabsetzungder Steuerist ja ein Beweisdafür ,
wiesehrihr Geschäftzurückgegangenist .SiewarvorJahreneinewohlhabende
bürgerliche Frau ,die pünktlich ihre Steuern zahlen konnte ,währendsiejetzt
nicht einmalimMonat70 Schilling aufbringenkann .Als die Wirtezumir
kamenunddenSteuerstreikproklamierenwollten ,dahabeich mitaller

Entschiedenheit abgeraten und gesagt ,dass ichyda nicht mittue .Ichhabe

sie auf die Folgenaufmerksamgemachtund ihr Vorgehenfür ganzunzulässig
bezeichnet .DieAntwortdes HerrnStadtrates Breitner nehmeich mitder
SeelenruheeinesMenschenzurKenntnis,derweiss ,dasser vielleichtmit
derberen Worten ,aber die Wahrheit gesprochen hat ( Beifall bei der Minder - ¬
heit und Gelächter bei derMehrheit ) .

Damitist die BehandlungderdringlichenAnfrageerledigtund
PräsidentDr .Dannebergschliesst nach20Uhr30dieSitzung.

WIENER GEMEINDERATHMM
Sitzung vom10 .Juli 1931 .

BürgermeisterSeitzeröffnetdie Sitzungum20Uhr45 .
DerBürgermeisterhält amBeginnederSitzungdenverstorbenenMit-¬

gliedern des Gemeinderates Emil Panosch und AnnaGrünwaldeinen tiefempfun¬
denen Nachruf .

ewStelle
DIe : der beiden verstorbenen Gemeinderatsmitgliederein .

berufnenenErsatzmännerDr .HubertDostalundEduardPiller leistenals
GemeinderätedieAngelobung.

OhneDabettewerdenerledigt die Ausführungeiner„ohnhausanlage
XIII . ,Jenullgasse( KostenSchilling1,190 . 000) ,einer Wohnhausanlage. ,
Laxenburgerstrasse( KostenSchilling5,099 . 858) ,die AusführungvonWohnhaus-¬
anlagenXII . ,Steinbaaergasse( Kosten4,157 . 400Schilling ) ,XVIII . ,Höhne-¬
gasse(Schilling1,030. 000) ,XVI. ,Heindlgasse(KostenSchilling120.000),
XVI . ,Arltgasse( Schilling1,980 . 000) XXI. ,Werndlgasse( Kosten3,178. 596) .

GR. Lutzreferiert über die Ausführungdes ersten Teiles derWohn- ¬

hausanlage. ,SpinnerinamKreuznachdenPlänendesArchitektenKarlKrist .
DieKostenbetragenvoraussichtlich S 750. 000. DerBauenthält AlWohnungen
und 1Geschäftslokal .

GR .Millikweistdaraufhin ,dassderGemeinderatschonimMaides
vorigenJahresdenselbenWohnhausbaugenehmigthabe .DamalsbetrugendieKosten100 . 000
um. . : .Schillingweniger ,obwohlderErsatzeinerWohnungdurcheinGe-
schäftslokal die Kostennochweiter hätte verbilligen sollen undobwohlin
der Zwischenzeitkeine Erhöhungin den Löhnenund in denMaterialpreisen

Sonueeingetreten ist .Bei jeder Gelegenheit hört manjetzt vim , die For - ¬derung ,es müssegespart werden .Bei den Bautenkönntetatsächlicherspartwerden ,wenndie Magistrats -Abteilung15 ,welchedenAnkaufder Gründebe- ¬
sorgt unddie Magistrats -Abteilung15die die Gründeder Verbauungzuführt ,besser zusammenarbeiten würden ( Beifall bei der . . )

NachdemSchlusswortdes GR. Lutz ,der die Differenz in denKostendamitaufklärt,dass bei demBaueine stärkere Abtreppungerfolgenunddass
grössereWohnungseinheitengebautwerdenmussten ,wirdderReferentenantragangenommen .

Schluss der Sitzung 21 ' 10Uhr .- - ¬ f - . — . —
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